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Betreff: Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG), geplante Durchführungsverordnung

Sehr geehrter Herr Bundesinnenminister Schily,

bei uns Sportpiloten sind bestimmte Passagen im LuftSiG auf Unverständnis gestoßen und sie lassen den Verdacht aufkommen, dass das Gesetz eher ein Resultat von Aktionismus, statt das Ergebnis wirklichen Sicherheitsbedarfes ist.

Es ist nicht einzusehen, weshalb Luftsportler einer besonderen Zuverlässigkeitsprüfung (§7) - und diese muss im jährlichen Rhythmus wiederholt werden – unterzogen werden sollen. Luftsportler gehen durch eine besonders intensive und anspruchvolle Ausbildung, mit vielen theoretischen und praktischen Prüfungen und einem jährlich zu wiederholenden Übungsflug mit einem Fluglehrer. Außerdem sind sie in die Aktivitäten  ihres Luftsportvereines eingebunden und unterliegen damit einer Art Selbstkontrolle. Ein Verfahren das sich seit vielen Jahrzehnten sehr bewährt hat.

Aus den Kreisen der Luftsportler ist meines Wissens noch kein Terrorist  hervorgegangen. 

Die kriminelle Handlung einer offensichtlich geistesgestörten Person, die mit Waffengewalt einen Motorsegler in Babenhausen entführte und den Luftverkehr über Frankfurt stundenlang lahm legte, wird wohl unter anderem zu dem LuftSiG beigetragen haben. Diese Person hatte seit 2 Jahren keine Lizenz mehr und war übrigens von mindestens einem Luftsportverein als Mitglied zurückgewiesen worden. Die Selbstkontrolle hat also funktioniert. Der Täter wäre auch nicht nach dem neuen LuftSiG auf Zuverlässigkeit überprüft worden. Das gilt auch für den Terrorpiloten Atta, der als scheinbar harmloser Bürger durch nichts aufgefallen war. Aber kriminelle Handlungen lassen sich nicht mit Gesetzen verhindern.

Erlauben Sie mir die Frage, was wir gegen die Gefahr möglicher Attentate mit Verkehrsflugzeugen aus Ländern, die offensichtlich direkt oder indirekt Terror unterstützen, unternehmen. Diese Flugzeuge starten in Frankfurt mit bis zu 200 Tonnen Treibstoff an Bord und werden von Piloten geflogen, die nicht der Zuverlässigkeitsprüfung und deren jährlichen Erneuerung unseres LuftSiG unterliegen. 

Haben wir nicht mit dem Paragrafen 7 des LuftSiG die Grenze zu - was ist notwendig - bereits überschritten?

Burkhard Hirsch, ehemaliger Vizepräsident des Bundestages hat einmal gesagt:

„Der Bürger hat Anspruch auf wirksamen Schutz seiner Rechte, auf Freiheit und Sicherheit. Er hat auch Anspruch darauf, von unwirksamen, undurchdachten und rechtsstaatlich nicht hinnehmbaren Entscheidungen verschont zu bleiben. Die Gesetzgebung ist kein Überbietungswettbewerb und das Grundgesetz kein Steinbruch zur gefälligen Bedienung.“

Ich stelle also die Frage, wo bewirkt die Zuverlässigkeitsprüfung etwas Positives? An keiner Stelle. Und deshalb bitte ich Sie, Herr Bundesinnenminister, dafür zu sorgen, dass in der Durchführungsverordnung die Zuverlässigkeitsprüfung für Sportpiloten entfällt. Ich bitte um Erteilung eines  rechtsmittelfähigen Bescheides.

Vielen Dank.

Mit freundlichen Grüßen










